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INNERE SICHERHEIT STÄRKEN – INTEGRATION GESTALTEN
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A U T O R

Veränderte 
Sicherheitslage
Antworten des Rechtsstaates sind 

unzureichend

Von Rainer Wendt

K U R Z  G E F A S S T

Durch den Zustrom vieler 

Menschen aus unterschied-

lichen Regionen und Kulturen 

hat sich die Sicherheitslage in 

Deutschland verändert. Ver-

mehrt werden Flüchtlinge Opfer 

von Diskriminierung, Beleidi-

gung, Körperverletzung und 

rassistisch motivierter Gewalt. 

Hinzu kommt die angespannte 

Situation in den Flüchtlings-

unterkünften – nervenzehrendes 

Warten und räumliche Enge 

führen zu Konflikten. Es wächst 

die Anzahl von Konfliktparteien 

– regionale und religiös moti-

vierte Auseinandersetzungen 

unter den Geflüchteten ver-

schärfen die Situation. Private 

Sicherheitsdienste sind darauf 

nur unzureichend vorbereitet 

und im schlimmsten Falle selbst 

Teil von Kriminalität und Gewalt. 

Auch Zuwanderer selbst bege-

hen Straftaten. Einigen fehlt der 

Respekt vor den Staatsorganen, 

der Polizei aber auch den Mitar-

beitern in den Unterkünften. Die 

Attacken unter anderem auf Ein-

satzkräfte der Polizei nehmen 

an Qualität und Quantität zu. 

Viele Menschen empfinden die 

Antworten des Rechtsstaates als 

unzureichend. Staatliche Struk-

turen, die Personaldecke sowie 

die technische Ausstattung 

müssen gestärkt und erweitert 

werden. Ein immer noch unge-

löstes Problem stellt zudem 

der Umgang mit integrations-

unwilligen Asylbewerbern dar.

Die Entwicklungen der Migrationslage seit 

dem Frühjahr vergangenen Jahres hat die 

ö�entliche Deba�e um Auswirkungen auf 

die innere Sicherheit in Deutschland befeu-

ert und teilweise hoch emotional werden 

lassen. Nüchterne Betrachtungen haben es 

schwer, die Faktenlage ist unübersichtlich 

und die subjektiven Be�ndlichkeiten vieler 

Menschen trüben den Blick.

Selbstverständlich hat sich die Sicher-

heitslage dadurch verändert, dass viele Men-

schen aus unterschiedlichsten Regionen, 

Kulturen, Religionen und Traditionen zu 

uns gekommen sind. Deshalb ist ein Blick 

auf die unterschiedlichen polizeilichen 

und ordnungsrechtlichen Handlungsfelder 

notwendig.

Wie sicher sind Flüchtlinge in 

Deutschland?

Die Polizei in Deutschland versucht mit 

ungeheurem Aufwand, die A�acken auf 

Unterkün!e von Migranten zu verhindern 

und dort, wo sie geschehen sind, die Täter 

zu ermi�eln. Insbesondere letzteres ist ange-

sichts schwieriger Spurenlage, etwa nach 

einem Brandanschlag, enorm aufwändig 

und leider viel zu selten erfolgreich.

Aber es sind eben nicht nur Tätergrup-

pen, die solche Anschläge planen und dabei 

feststellbare Spuren legen. Viele Täter kom-

men aus dem unmi�elbaren Umfeld der 

Tatorte, sind bislang polizeilich völlig unauf-

fällig und kommen aus der Mi�e der Gesell-

scha!, handeln spontan und einmalig, dies 
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alles erschwert die Ermi�lungsarbeit, abge-

sehen von der dünnen Personaldecke der 

Spezialermi�ler.

Mehr als 1000 Angri�e auf Unterkün!e 

wurden im vergangenen Jahr gezählt, eine 

Verfün�achung gegenüber dem Vorjahr, 

dies dür!e sich in diesem Jahr fortsetzen. 

Die Festnahmen im sächsischen Freital 

belegen, dass rechter Terrorismus nicht nur 

möglich, sondern tatsächlich längst existent 

ist. Flüchtlinge in Deutschland sind also vor 

allem zigtausendfach Opfer von Diskrimi-

nierung, Beleidigung, Körperverletzung 

und auch rassistisch motivierter Gewalt.

Konflikte innerhalb der 

Unterkünfte

Die räumliche Enge in vielen Aufnahmeein-

richtungen, das lange Warten und Nichtstun, 

unterschiedliche Nationalitäten und Religi-

onen, verbunden mit unterschiedlichen kul-

turellen und sozialen Erfahrungen der Men-

schen, die nach Deutschland gekommen 

sind, lösen häu�g Kon"ikte aus, die nicht 

selten mit Gewalt enden und dann ein Ein-

schreiten der Polizei erforderlich machen.

Die Belastung von Polizei und Ord-

nungsbehörden sind riesig, nicht selten 

müssen sich einzelne Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter vor gewal�ätigen Angrif-

fen schützen. Schon kleinste Anlässe führen 

dazu, dass Bewohnern die Nerven durchge-

hen und teilweise massive Gewalt auslösen.

Dies war in der Anfangsphase noch 

erheblich schlimmer, Deutschland war auf 

den Zuzug derart vieler Menschen unvor-

bereitet und in vielen Einrichtungen musste 

unter schwierigsten Bedingungen impro-

visiert werden. Das löste eine große Zahl 

polizeilicher Einsätze aus, häu�g muss-

ten ganze Hundertscha!en zum Einsatz-

ort, um die Ruhe wenigstens einigermaßen 

wiederherzustellen.

Völlig überfordert waren private Sicher-

heitsunternehmen, deren Beschä!igte ent-

weder überhaupt nicht oder nur völlig unzu-

reichend auf ihre Aufgabe vorbereitet waren. 

Und noch schlimmer: Gelegentlich geht 

von Beschä!igten der Unternehmen selbst 

Kriminalität aus, Sexualdelikte, Erpressun-

gen, Körperverletzungen – ganz zu schwei-

gen von gewal�ätigen Auseinandersetzun-

gen um lukrative Au!räge.

Auch gibt es Hinweise darauf, dass allein 

reisende Frauen und Familien mit Kindern 

in besonderer Weise geschützt werden soll-

ten. Immer wieder zeigt sich, dass Frauen 

sexueller Gewalt ausgesetzt sind und Kinder 

zum Beispiel für Taschen- und Ladendieb-

stähle regelrecht „angeworben“ werden.

Auch Zuwanderer begehen 

Straftaten

Nicht erst die Kölner Silvesternacht hat 

gezeigt, dass es Zuwanderer gibt, die kei-

nen Respekt vor unserer Rechtsordnung 

haben, die hemmungslos Stra!aten bege-

hen, Frauen verachten und sexuell a�ackie-

ren und unsere Werte mit Füßen treten. Ihr 

Respekt gegenüber Staatsorganen und dem 

Personal in den Unterkün!en bewegt sich 

häu�g auf dem Nullniveau. Es gibt keinen 

Anlass, dies als „Einzelfälle“ zu verharmlosen 

oder diejenigen, die die Fakten benennen, 

politisch zu diskreditieren.

Das Bundeskriminalamt ha�e zu Jahres-

beginn in einer Studie festgestellt, dass 

Zuwanderer nicht krimineller seien, als 

Deutsche – was freilich auch kein ernstzu-

nehmender Teilnehmer der ö�entlichen 

Deba�e je behauptet ha�e. Aber die Veröf-

fentlichung zeigt, wie verkramp!, emotional 

und politisch aufgeladen die Diskussionen 

geführt werden.

Erstmals soll auf Länderebene die Zahl 

der Stra!aten, die von Flüchtlingen ausgeht, 

erfasst werden. Die Führung der Statistik 

steht aber noch am Anfang. Es zeichnet sich 

bisher ab, dass Diebstahlskriminalität ganz 

oben auf der Liste der Stra!aten steht. Ent-

gegen mancher Diskussionsbeiträge sieht 

es zumindest statistisch so aus, dass Sexual-

stra!aten eher die absolute Ausnahme 

sind, sich im Bereich unter einem Prozent 

bewegen.

Für die jeweiligen Opfer ist dies aller-

dings eine völlig bedeutungslose Fest-

stellung. Und für diejenigen, die schlicht 

Angst haben, wirken statistische Erhebun-

gen ebenfalls nicht beruhigend. Sie ver-

langen, dass der Staat seiner grundgesetz-

lichen Schutzp"icht nachkommt und sich 

eben nicht darauf beschränkt, die Telefon-

nummer 110 zu empfehlen, wenn es zu 

einer Stra!at gekommen ist.

Rainer Wendt 
machte sich im 
April 2016 auf der 
griechischen Inseln 
Lesbos ein Bild von 
der dortigen Flücht-
lingssituation und 
der Einsatztätigkeit 
der FRONTEX-Kräfte

DPolG-Bundesvorsitzender Rainer Wendt besuchte im September 2015 die Zentrale Auf-
nahmestelle für Asylbewerber (Sachsen-Anhalt) in Halberstadt: Im Aktenschrank stapeln 
sich die Anzeigen wegen unerlaubter Einreise beziehungsweise unerlaubtem Aufenthalt
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Tatsächlich gibt es Bemühungen, wenigs-

tens das Entstehen sogenannter Angsträume 

zu verhindern, etwa durch städtebauliche 

Kriminalprävention – eine wirkungsvolle 

Methode, die aber Kapazitäten erfordert.

Gesellschaftliche Auswirkungen – 

die Gewalt nimmt zu

Die massenha!e Zuwanderung nach Deutsch-

land in kürzester Zeit mit allen dazugehören-

den Herausforderungen für die Gesellscha! 

hat zu he!igen Deba�en, Demonstrationen 

und „Gegendemonstrationen“ geführt. In 

einer mehrdimensionalen „Wechselwirkungs-

spirale“ befeuern sich die jeweiligen Gruppie-

rungen und mobilisieren die politischen, reli-

giösen oder ethnischen Lager.

Denn es sind längst nicht nur die gemein-

hin bekannten „Rechts-Links-Demos“, die 

die Einsatzkrä!e in Atem halten. Kurden 

gegen Türken, Sala�sten gegen „Ungläu-

bige“, Iraker gegen Afghanen – die Zahl der 

Kon"iktparteien wächst und die Lage wird 

immer unübersichtlicher. Der Bombenan-

schlag von Essen auf einen Sikh-Tempel war 

o�ensichtlich das Werk von Sala�sten.

Auch die A�acken auf Einsatzkrä!e der 

Polizei nehmen an Qualität und Quantität 

zu. Sie stehen immer wieder zwischen den 

verfeindeten Gruppen und werden zum 

Ziel gewal�ätiger Angri�e.

Im Herbst des vergangenen Jahres haben 

wir die Kontrolle über die Zuwanderung 

nach Deutschland nicht verloren, sondern 

freiwillig über einen langen Zeitraum auf-

gegeben. Hunder�ausende sind ins Land 

gekommen, von denen wir nicht wissen, 

wer sie sind, wo sie sich au#alten und mit 

welchen Absichten sie gekommen sind.

Und entgegen den beschwichtigenden 

Formulierungen mancher Vertreter der 

„Willkommenskultur“ haben eben doch 

Terroristen die Anonymität der Menschen-

massen genutzt, unerkannt einzureisen und 

unterzutauchen.

Die chaotische IT-Infrastruktur macht 

die Unsicherheit komple�. Behörden, die 

nicht miteinander kommunizieren kön-

nen, sind einer modernen Industriena-

tion unwürdig und doch an der Tages-

ordnung. Mehrfachidentitäten machen 

Sozialleistungsbetrug zum Kinderspiel und 

erschweren sachgerechten Umgang mit 

Asylbegehren.

Die jetzt gesetzlich vorgeschriebene 

Zentraldatei kommt erheblich zu spät; es 

macht die Menschen in Deutschland zu 

Recht fassungslos, wie schwerfällig, wir-

kungslos und verspätet unser Land auf eine 

Lage reagiert, die lange vorhersehbar war.

Die Antworten des Rechtsstaates

Für viele Menschen sind die Antworten 

des Rechtsstaates unzureichend, ja beschä-

mend. Die staatlichen Strukturen sind 

schwach, das Personal und Technik viel-

fach ausgelaugt, verbraucht, veraltet und die 

Bereitscha!, mit wirkungsvollen Sanktionen 

auf begangene Stra!aten zu reagieren sind 

noch immer nicht ausreichend ausgeprägt. 

Lächerliche Justizentscheidungen lösen nur 

noch verzweifeltes Kopfschü�eln aus und 

bestärken Tendenzen zur Selbstjustiz.

Während von vielen Politikerinnen und 

Politikern unter dem Eindruck der Silvester-

nacht, in der massive Stra!aten zum Nach-

teil von Frauen in vielen deutschen Groß-

städten verübt wurden, nach „harten Strafen“ 

gerufen und „die volle Härte des Rechtsstaa-

tes“ angekündigt wurde, entpuppten sich 

diese Statements rasch als heiße Lu!. Nichts 

als Ermahnungen, Bewährungsstrafen und 

lächerliche Arreste folgten. Die Menschen 

sind zu Recht empört und en�äuscht.

Nach wie vor sind Strafurteile regelmä-

ßig völlig ohne Auswirkungen auf die Asyl-

verfahren; eine zwingende Rechtsfolge, 

etwa die der sofortigen Inha!ierung und 

Abschiebung, gibt es ohnehin nicht, ganz zu 

schweigen von mangelnden Ha!plätzen zur 

Sicherung von Abschiebungsverfahren.

In wenigen Einzelfällen kommt die Jus-

tiz zu harten Urteilen und verfügt richti-

gerweise auch die anschließende sofortige 

Abschiebung des Täters, aber für viele Men-

schen reicht das nicht aus. Immerhin sind 

Ha!aufenthalte für viele junge Männer aus 
Afrika oder anderen Regionen der Welt 
eher wenig beeindruckende Unterbrechun-
gen ihrer illegalen Tätigkeit an bekannten 
Plätzen rings um Bahnhöfe und in Fußgän-
gerzonen unserer Großstädte.

Integration ist für viele das Schlüssel-
wort, wenn es um die Antwort des Staates 
auf negative Auswirkungen auf die innere 
Sicherheit in Deutschland geht. Die Regie-
rungskoalition hat sich auf Eckpunkte ver-
ständigt und ein Integrationsgesetz auf den 
Weg gebracht, in dem viele sinnvolle Sachen 
stehen. Eine Antwort darauf, wer dieses 
Gesetz eigentlich umsetzen soll, gibt es wie-
der einmal nicht.

Und es gibt bislang auch keine Antwort 
auf die Frage, wie wir mit denjenigen umge-
hen wollen, die gar nicht integrationsfähig 
sind, bei denen es schon an der Bereitscha! 
fehlt, sich in unsere Gesellscha! einzufügen. 
Die unsere Werte verhöhnen und bekämp-
fen, unseren Staat und seine Organe verla-
chen und uns ihre Art zu leben aufzwingen 
wollen.

Deutschland ist ein schwacher Staat, 
dessen ö�entliche Strukturen in den vergan-
genen Jahren aufgezehrt, abgebaut und sys-
tematisch ausgehöhlt wurden. Gesetzliche 
Regelungen sind häu�g eher manifestiertes 
Wunschkonzert als realistisches Szenario.

Unsere Kommunen und Polizeibehör-
den vor Ort, die täglich mit der Lebenswirk-
lichkeit konfrontiert werden, stellen sich 
den Herausforderungen mit bemerkens-
wertem Durchhaltevermögen, großer Kre-
ativität und unter Au$ietung auch der letz-
ten Reserven. Die Beschä!igten leisten o! 
Übermenschliches, begeben sich nicht sel-
ten persönlich in große Gefahr und müssen 
ausbaden, was anderswo versäumt wurde.

Richtigerweise befassen sich Polizei und 
Ordnungsbehörden nicht mit krä!ezehren-
den Zuständigkeitsdeba�en, wie dies Bund 
und Länder regelmäßig tun, sondern verste-
hen die ö�entliche Sicherheit und Ordnung 
als gemeinsame Herausforderung.

Deutschland ist nach wie vor eines der 
sichersten Länder der Welt, wir haben gut 
ausgebildete Polizistinnen und Polizisten, 
die vor Ort mit engagierten Krä!en von 
Städten und Gemeinden gemeinsam daran 
arbeiten, die objektive Sicherheit zu gewähr-
leisten und auch das subjektive Sicherheits-
gefühl der Menschen zu stärken.

Leichter wird es nicht werden, es wird 
gefährlicher in Deutschland. 

Räumliche Enge, langes Warten und 
Nichtstun kann in Flüchtlingsunterkünften 
zu Konflikten führen. Um Gewalt vorzubeu-
gen, ist schnelles Eingreifen der Polizei 
erforderlich
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